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Geſetz⸗ Sammlung 
für de 
Koͤniglichen Preußiſchen Staaten 


No. 19. 


No, 1896.) Inſtruktion zur Bildung der, in den §§. 17. und 31. des Geſetzes zum Schutze 
a dies 0 Es des Eigenthums von Werken der Wiſſenſchaft und Kunſt gegen Nachdruck 


und Nachbildung vom 11. Juni 1837., erwähnten Vereine von Sachver⸗ 


ſtändigen. D. d. den 15. Mai 1838. 


8 
Ar Gemaͤßheit der Beſtimmungen des Geſetzes vom 11. Juni v. J. ertheift 
das Staatsminiſterium zur Bildung der im $. 17. und 31. g. a. O. erwahnten 
Vereine von Sachverſtaͤndigen folgende Inſtruktion: 
1) Bis auf Weiteres werden Vereine von Sachverſtaͤndigen, welche auf 
etwaniges Erfordern der Gerichte die in dem Geſetze vom 11. Juni 
v. J. beregten Gutachten uͤber die Exiſtenz eines Nachdrucks, eines 
unerlaubten Abdrucks und einer unbefugten Nachbildung, ſo wie uͤber 
den eventuellen Betrag der zu leiſtenden Entſchaͤdigung in vorkommen⸗ 
den Faͤllen zu erſtatten haben, für die ganze Monarchie nur in hieſi— 
ger Reſidenz errichtet. 
2) Es werden drei ſolcher Vereine errichtet, von denen jeder aus Sie: 
ben Mitgliedern, den Vorſitzenden mit eingerechnet, beſtehen wird. 
3) Der eine dieſer Vereine hat die Beſtimmung, in vorkommenden Faͤl⸗ 
len die Frage zu begutachten: ob eine Druckſchrift (C. 1. 2. 5 — 17. 
des allegirten Geſetzes) oder eine ſolche geographiſche, topographiſche, 
naturwiſſenſchaftliche, architektoniſche und aͤhnliche Zeichnung (F. 18.), 
welche nach ihrem Hauptzwecke nicht fuͤr ein Kunſtwerk zu erachten iſt, 
als Nachdruck oder unerlaubter Abdruck zu betrachten, ſo wie welch 
ein Entſchaͤdigungsbetrag dem Verletzten eventuell zu gewaͤhren ſey? 
— Bei der Ernennung der Mitglieder dieſes Vereins iſt darauf Nück- 
ſicht zu nehmen: daß ſich darunter wenigſtens zwei Buchhaͤndler und 
zwar ſolche, die ſich nicht ausſchließend mit dem Sortimentshandel 
beſchaͤftigen, und wenigſtens zwei Schriftſteller befinden. 
N Fuͤr den im F. 18. des Geſetzes vom 11. Juni v. J bezeichneten 
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Fall iſt zu den übrigen. Mitgliedern noch ein im Voraus ein für alle 

mal beſtimmter Sachverſtaͤndiger, welcher als Zeichner, Kupferſtecher 

oder ſonſt mit der Anfertigung der im $. 18. a. a. O. erwaͤhnten Ab: 
bildungen vertraut iſt, als Mitglied hinzuzuziehen. 

Der zweite Verein hat ausſchließlich die Fragen zu begutachten: ob 

eine unerlaubte Vervielfaͤltigung muſikaliſcher Kompoſitionen vorhanden, 

ob ein Muſtkſtuͤck als eigenthuͤmliche Kompoſition oder nach F. 20. 

a. a. O. als eine dem Nachdruck gleich zu achtende Bearbeitung zu 

betrachten, und in welchem Betrage eventuell die diesfaͤllige Entſchaͤ⸗ 

digung zu leiſten ſey. 

Dieſer Verein wird aus Mufikverftändigen gebildet, unter denen 

ſich wenigſtens zwei Muſikhaͤndler befinden muͤſſen. 

Zur Beurtheilung des dritten Vereins, der aus Kunſtverſtaͤndigen, 

Kuͤnſtlern und wo moͤglich auch aus Kunſthaͤndlern, welche zugleich 

Kunſtverſtaͤndige ſind, gebildet werden ſoll, gehoͤren die Fragen: ob 

eine Abbildung unter die Faͤlle des F. 18. oder die des §. 21. des Ger 

ſetzes vom 11. Juni v. J. zu rechnen, ob in den Faͤllen der $$. 21. 

bis 29. a. a. O. eine Nachbildung als unerlaubt zu betrachten, und 

wie hoch der Betrag der dem Verletzten zuſtehenden Entſchaͤdigung 
zu beſtimmen ſey, endlich ob die im §. 29. g. a. O. als Bedingung 
geſtellte Nutzbarkeit der Platten, Formen und Modelle noch ſtattfinde. 

6) Jedem dieſer drei Vereine wird eine Anzahl von wenigſtens vier 
Stellvertretern fuͤr etwa abweſende oder ſonſt verhinderte Mitglieder 
beigegeben. 

7) Die Ernennung ſowohl der Vorſitzenden, als auch der Mitglieder, 
ſo wie der Stellvertreter erfolgt nach vorgaͤngiger Kommunikation mit 
dem Koͤniglichen Juſtizminiſterium durch das Koͤnigliche Miniſterium 
der geiſtlichen, Unterrichts- und Medizinal⸗ Angelegenheiten. Letzteres 
hat auch zu beſtimmen, welches der betreffenden Mitglieder in jedem 
Vereine den Vorſitzenden in Behinderungsfaͤllen zu vertreten habe. 

8) Nach erfolgter Ernennung werden die Vorſitzenden, Mitglieder und 
Stellvertreter durch das Koͤnigliche Kammergericht auf diesfaͤlligen Antrag 
des Koͤniglichen Miniſteriums der geiſtlichen, Unterrichts- und Medezinal⸗ 
Angelegenheiten als Sachverſtaͤndige ein fuͤr alle Mal vereidigt. 

. ͤ Das Gericht, welches die Erſtattung eines Gutachtens durch einen der 

F es =: nn drei Vereine fuͤr erforderlich hält, uͤberſendet einen status causae et 

eur ontroversiae nebſt dem Corpus delicti und dem Gegenſtande, mit 

T 8 welchem letzteres verglichen werden ſoll, an das Königliche Miniſterium 
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Vorlegung an den betreffenden Verein. Die zu vergleichenden beiden 
Gegenſtaͤnde muͤſſen jedoch vorher durch Anhaͤngung des Gerichtsſie⸗ 
gels oder auf andere Art ſo bezeichnet werden, daß die Identitaͤt 
nicht zweifelhaft werden kann, und jeder Verwechſelung vorgebeugt iſt. 

10) Sobald der Antrag auf Erſtattung eines ſachverſtaͤndigen Gutachtens 
durch Vermittelung des Koͤniglichen Miniſteriums der geiſtlichen, Un⸗ 
terrichts⸗ und Medizinal⸗Angelegenheiten an den Vorſitzenden des bes 
treffenden Vereins gelangt iſt, ernennt derſelbe zwei Mitglieder, welche, 
unabhaͤngig von einander, ihre Meinung ſchriftlich abzugeben und ſolche 

demnaͤchſt dem Vereine muͤndlich vorzutragen haben. Nach ſtattgehab⸗ 
ter Berathung erfolgt durch Stimmenmehrheit der Beſchluß. Bei 
Stimmengleichheit entſcheidet die Stimme des Vorſitzenden. 

11) Zur Faſſung eines guͤltigen Beſchluſſes iſt die Anweſenheit von wenig⸗ 
ſtens fuͤnf Mitgliedern, einſchließlich des Vorſitzenden und der etwa 
zugezogenen Stellvertreter, erforderlich. 

12) Nach Maaßgabe des gefaßten Beſchluſſes wird das Gutachten ausge⸗ 
fertigt und von den bei der Beſchlußfaſſung anweſend geweſenen Mit⸗ 
gliedern des Vereins unterſchrieben. Einer Unterſiegelung bedarf es nicht. 

13) Das Gutachten wird dem Koͤniglichen Miniſterium der geiſtlichen, Un⸗ 
terrichts⸗ und Medizinal⸗Angelegenheiten durch den Vorſitzenden einge⸗ 
reicht, von dem Miniſterium die Unterſchrift der Mitglieder legaliſirt 
und demnaͤchſt das Gutachten an das betreffende Gericht geſendet. 

14) Der Verein iſt befugt, an Gebühren für das Gutachten 2 bis 10 Rthlr. 
zu liquidiren, welche von dem Gerichte, wie andere baare Auslagen zu 
berichtigen ſind. ö 

Stempel werden zum Gutachten nicht verwandt. 

15) Die naͤhere Ausfuͤhrung vorſtehender Inſtruktion bleibt dem Koͤniglichen 
Miniſterium der geiſtlichen, Unterrichts- und Medizinal⸗Angelegenheiten 
überlaffen. 

Berlin, den 15. Mai 1838. ** 


Koͤnigliches Staats-Miniſterium. 
Friedrich Wilhelm, Kronprinz. 


Frh. v. Altenſtein. v. Kamptz. Muͤhler. v. Rochow. v. Nagler. 
Graf v. Alvensleben. Frh. v. Werther. v. Rauch. 


(No. 1890 — 1697 ²; (No. 1897.) 
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Go. 1897) Allerhöchſte Kabinetsorder vom 27. Mai 1838., betreffend die Annahme von 
konvertirten Pfandbriefen, Obligationen der Preußiſch⸗Engliſchen Anleihe 
vom Jahre 1830. und Kur⸗ und Neumärkiſch⸗Ständiſchen Obligationen 
zu den Depofitorien der Gerichte und Vormundsſchaft⸗Kollegien und die 
Beſtimmung des Zinsſatzes bei Ausleihung von Pupillengeldern an Privat⸗ 
Perſonen. 


Alk Ihren gemeinſchaftlichen Bericht vom 10. d. M. beſtimme Ich hier⸗ 

durch nach Ihren Antraͤgen: a 
e 3 Zr wil ag. I) Meine Order vom 3. Mai 1821. (Geſetzſammlung Seite 46.) be⸗ 
e, ai, ge, dene, kreffend die Annahme der Staatsſchuldſcheine als depoſitalmaͤßige 
Sicherheit, fol auch auf konvertirte Pfandbriefe der landſchaftlichen 
Kreditinſtitute, auf Obligationen der Preußiſch⸗Engliſchen Anleihe vom 


# 


Jahre 1830. und auf Kur⸗ und Neumaͤrkiſch⸗Staͤndiſche Obligationen ö 


Anwendung finden; 

ber, e, 4.042) die zu den General-Depoſitorien der Gerichte und Vormundſchafts⸗ 
Kollegien gehörigen Gelder dürfen von ihnen zum Ankauf konvertirter 
Pfandbriefe verwendet werden; 

ebe ae e, 3) die in dem $. 490. Titel 18. Theil II. des Allgemeinen Landrechts und 

ge. , l, Int in dem $. 49. Titel 1. der Depoſital⸗Ordnung enthaltene Beſchraͤn⸗ 

a kung, worauf Pupillengelder nicht unter vier vom Hundert zinsbar 
ohne Genehmigung der vorgeſetzten Behoͤrde an Privatperſonen aus⸗ 
geliehen werden ſollen, aͤndere Ich hierdurch dahin ab, daß die Aus⸗ 
leihung nicht unter dem in der betreffenden Provinz jedesmal beſtehen⸗ 
den Zinsfuße der landſchaftlichen Pfandbriefe und niemals unter 31 Pro⸗ 
zent geſchehen ſoll. In den Provinzen, in welchen kein landſchaftliches 
Kreditſyſtem eingerichtet iſt, hat es bei den bisherigen geſetzlichen Be⸗ 
ſtimmungen ſein Bewenden. Sie haben dieſe Order durch die Ge⸗ 
ſetzſammlung zur allgemeinen Kenntniß zu bringen. 
Berlin, den 27. Mai 1838. 


Friedrich Wilhelm. 
An die Staatsminiſter Muͤhler und Rother. 


